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Text 

2. Verfahren bei Berufungen 

§ 294. (1) Die Berufung ist innerhalb der im § 284 bezeichneten Frist beim Gerichtshof erster 
Instanz anzumelden. Sie hat aufschiebende Wirkung, es sei denn, daß der Angeklagte selbst erklärt, eine 
Freiheitsstrafe einstweilen antreten zu wollen. 

(2) Dem Beschwerdeführer muß, sofern dies nicht schon geschehen ist, eine Urteilsabschrift 
zugestellt werden. Der Beschwerdeführer hat das Recht, binnen vier Wochen nach der Anmeldung der 
Berufung, wenn ihm eine Urteilsabschrift aber erst nach der Anmeldung des Rechtsmittels zugestellt 
wurde, binnen vier Wochen nach der Zustellung eine Ausführung seiner Beschwerdegründe beim Gericht 
in zweifacher Ausfertigung zu überreichen. Wurde dem Beschwerdeführer für die Ausführung der 
Nichtigkeitsbeschwerde gemäß § 285 Abs. 2 eine längere Frist gewährt, so gilt diese auch für die 
Ausführung der Berufung. Er muß entweder in dieser Schrift oder bei der Anmeldung erklären, ob er sich 
durch den Ausspruch über die Strafe oder durch den Ausspruch über die privatrechtlichen Ansprüche 
beschwert erachtet, widrigenfalls der Gerichtshof zweiter Instanz darauf keine Rücksicht zu nehmen hat; 
ist mehr als eine Strafe oder sonstige Unrechtsfolge ausgesprochen worden, so muß der 
Beschwerdeführer auch erklären, gegen welche von ihnen sich die Berufung richtet. Die Anmeldung, die 
die Berufungsgründe enthält, oder die rechtzeitig eingebrachte Ausführung ist dem Gegner mit dem 
Bedeuten mitzuteilen, daß er binnen vier Wochen seine Gegenausführung überreichen könne. 
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(3) Die Gegenausführung ist dem Beschwerdeführer zuzustellen. Danach sind alle Akten dem 
Gerichtshof zweiter Instanz vorzulegen, der über die Berufung nur dann in nichtöffentlicher Sitzung 
berät, wenn der Berichterstatter oder der Oberstaatsanwalt beantragt, die Berufung aus einem der im 
folgenden Absatz angeführten Gründe zurückzuweisen. 

(4) Der Gerichtshof zweiter Instanz kann die Berufung in nichtöffentlicher Sitzung zurückweisen, 
wenn sie zu spät angemeldet oder von einer Person ergriffen worden ist, der das Berufungsrecht 
überhaupt nicht oder nicht in der Richtung zusteht, in der es in Anspruch genommen wird, oder die darauf 
verzichtet hat; ferner, wenn der Berufungswerber weder bei der Anmeldung der Berufung noch in ihrer 
Ausführung die Punkte des Erkenntnisses, durch die er sich beschwert findet, deutlich und bestimmt 
bezeichnet hat, auf die Berufung daher keine Rücksicht zu nehmen ist. 

(5) Wird über die Berufung nicht schon in der nichtöffentlichen Sitzung entschieden, so hat der 
Vorsitzende einen Gerichtstag zur öffentlichen Verhandlung über die Berufung anzuordnen. Für die 
Anberaumung und Durchführung des Gerichtstages gelten die Bestimmungen der §§ 286 und 287 dem 
Sinne nach mit der Maßgabe, dass der nicht verhaftete Angeklagte vorzuladen und auch die Vorführung 
des verhafteten Angeklagten zu veranlassen ist, es sei denn, dieser hätte durch seinen Verteidiger 
ausdrücklich darauf verzichtet. Ist die Berufung gegen den Ausspruch über die privatrechtlichen 
Ansprüche gerichtet, so ist auch der Privatbeteiligte vorzuladen. 
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